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E·uro.päische Zusammenarbeit weiter fördern 
Die deutsch-französischen Gespräche zeigten gute Perspektiven 

für die Zukunft und die Zusammenarbeit beider Völker 

Bundeskanzler Prof. Dr. Ludwig Erhard erklärte in 
einem Statement für das Deutsche Fernsehen am 8. Fe­
bruar 1966 in Paris: 

Die deutsch-französischen Gespräche sind in einem guten 
Geist und in einer gelösten Atmosphäre der Selbstverständ­
lichkeit zu Ende gegangen, wie es sich zwischen Partnern und 
Freunden geziemt. Was die materiellen Ergebnisse anlangt, 
so kann ich natürlich bei der Vertraulichkeit der Gespräche 
keine näheren Details angeben, aber es besteht Dbereinstim­
mung darüber, daß es nützlich und notwendig ist, die euro­
päische politische Zusammenarbeit weiter zu fördern und zu 
beleben. Wir sind dann auch übereingekommen, daß das 
Gesamtprogramm für Brüssel zügig weiter bearbeitet werden 
soll. Auch die Reise des französischen Staatspräsidenten nach 
Moskau war ein Diskussionsgegenstand. Er wird dort Gele­
genheit nehmen, den europäischen Standpunkt aus der Sicht 
Frankreichs, aber vor allem auch die Frage der deutschen Wie­
dervereinigung ins Gespräch zu bringen. Ferner hat der 
deutsch-französische Vertrag daraufhin eine Ausweitung er­
fahren, daß wir übereingekommen sind, künftig auch das 
Gebiet der wissenschaftlichen Forschung in die ständigen 
Konsultationen einzubeziehen. Sowohl von französischer wie 
von deutscher Seite wurde abschließend der Befriedigung Aus­
druck gegebfm, daß diese Gespräche gute Perspektiven für 
die Zukunft und die Zusammenarbeit zwischen beiden Völkern 
eröffnet haben. 

Grußtelegramme des Bundeskanzlers 
Der Bundeskanzler sandte an S. E. den Präsidenten der Fran­

zösischen Republik Charles de Gaulle folgendes Telegramm: 

Sehr verehrter Herr Staatspräsident! 
Nach Abschluß unseres sehr angenehm verlaufeneu Arbeits­

treffens im Rahmen des Deutsch-Französischen Vertrages 
möchte ich Ihnen noch einmal aufrichtig für den herzlichen 

sind aber Ausnahmen notwendig. Sie liegen im wesentlichen 
auf drei Gebieten: 

1. in der Förderung der sogenannten "neuen Technik", 

2. der Förderung der industriellen Gemeinschaftsforschung 
der Mittel- und Klein-Industrie, 

3. der Einzelfälle aus struktur- und wachstumspolitischen 
Gründen. 

In der sogenannten neuen Technik gibt es Komplexe, wo 
sich entweder ein massiver Forschungsrückstand ergeben hat 
oder Aufgaben in einer finanziellen Größenordnung vorliegen, 
daß sie weder der Staat noch die Wirtschaft allein durch­
führen können. Ich denke hier z. B. an die Förderung der 
Erforschung und Nutzung der Kernenergie für friedliche 
Zwecke und die Weltraumforschung (Weltraumkunde, Raurn­
flugforschung, Raumfahrttechnik). In allen Staaten der Welt, 
die sich dieser Aufgaben annehmen, ist hier der Staat aktiv 
als Förderer tätig, soweit er nicht zur Erreichung des Ziels, 
auf dem Gebiet der neuen Technik nicht ausgeschaltet zu 
werden,, die Dinge sogar selbst in die Hand genommen hat. 
In der Bundesregierung haben wir die staatliche Fördertätig­
keit hier in meinem Hause zusamrnengefaßt. Es geht bei 
Atom- und Weltraumforschung und Technik nicht um eine 
verwaltungsbezogene Tätigkeit, wie bei der Ressortforschung 
der einzelnen Ministerien, sondern um eine allgerneine Auf­
gabe, die weit über den Begriff "Ressortforschung" reicht. 

Bei der industriellen Gemeinschaftsforschung geht es darum, 
im Interesse des Fortbestands der Klein- und Mittelindustrien, 
die vielfach nicht in der Lage sind, allein die zur Erhaltung 
und Fortentwicklung ihres Betriebes notwendige Forschung 
zu treiben, den Zusammenschluß zur gemeinsamen Forschung 
und diese selbst zu fördern. Die Förderung der industriellen 
Gemeinschaftsforschung liegt also in gezielten Maßnahmen der 
Gewerbeförderung. Sie gehört herkömmlich zum Aufgaben­
bereich des Bundesministeriums für Wirtschaft. Für eine 

Empfang danken, den Sie mir, den Herren Bundesministern 
Schröder, Schmücker, von Hassel und Westrick sowie den 
anderen Herren meiner Begleitung zuteil werden ließen. 

Was diese Tage spürbar kennzeichnete, war die Atmosphäre 
des Freimuts, des Vertrauens und des unmittelbaren Ver­
stehens. Unsere Begegnung hat den Wert unseres Freund­
schaftsvertrages erneut unterstrichen. Die Empfindung der 
Gemeinsamkeit, die in unseren Völkern lebendig ist, wird uns, 
des bin ich gewiß, alle Schwierigkeiten und Hindernisse auf 
dem Wege zu einer immer engeren praktischen Zusammen­
arbeit überwinden lassen. 

Ich freue mich darauf, Sie in einigen Monaten in Bonn zu 
begrüßen und diese Arbeit mit Ihnen fortsetzen zu können. 

Ludwig Erhard 
Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland 

* 
An S. E. den Ministerpräsidenten der Französischen Repu­

blik, Pornpidou, sandte der Bundeskanzler nachstehendes 
Telegramm: 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident! 
Als ich mich vor wenigen Stunden am Zug verabschiedete, 

dankte ich Ihnen für die herzliche Aufnahme, die Sie und die 
Herren Ihrer Regierung mir, den mich begleitenden Bundes­
ministern und meiner übrigen Begleitung erwiesen haben, und 
die dazu beitrug, unserer gerade beendeten Arbeitstagung 
einen so guten Verlauf zu sichern. Lassen Sie mich diesen 
Dank beim Verlassen Frankreichs wiederholen! Ich kehre mit 
dem Gefühl nach Deutschland zurück, daß es gelungen ist, die 
Reihe unserer freundschaftlichen Begegnungen weiterzuführen, 
die sich gewiß zum Nutzen unserer beiden Völker und Euro­
pas auswirken werden. 

Ludwig Erhard 
Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland 

Abstimmung dieser Maßnahmen mit der allgerneinen · For­
sdmngsförderung ist gesorgt. 

Schließlich kann es, wie ich sdlon sagte, in Einzelfällen aus 
struktur- und wachstumspolitischen Gründen notwendig 
werden, zur Erhaltung oder Entwicklung eines bestimmten 
Wirtschaftszweiges Forschung und tedmisdle Entwicklung 
vorübergehend mit öffentlichen Mitteln zu unterstützen. 

Insgesamt stehen wir vor einem neuen Abschnitt der 
Forschungspolitik. Die Förderung der allgemeinen wissen­
schaftlichen Forschung, insbesondere die Grundlagenforschung 
und die Förderung der technischen Entwicklung, die auch in 
anderen Staaten von der Wirtschaft noch nicht allein vor­
genommen werden kann, müssen in einem ausgewogenen 
Verhältnis zueinander stehen. 

Beiräte und Beratungsgremien 
Ich komme jetzt zur 3. Frage der SPD-Fraktion: Im Bereich 

der Bundesregierung gibt es über 60 Beiräte und sonstige 
Beratungsgrernien. Diese Gremien sind nur zu einem gewissen 
Teil Einrichtungen zur wissenschaftlichen Beratung der Re­
gierung, zu einem erheblichen Teil sind es Organe, deren 
Mitglieder wegen ihrer Fachkunde, ihres Vertrautseins mit 
bestimmten Lebensbereichen und a11s ähnlichen Gründen als 
Ratgeber herangezogen werden. 

Eine Einteilung der Beratungsgremien in Kategorien ist 
einigermaßen schwierig. Trotzdem rnöch•e ich versuchen, auf 
einige besonders spezifisdle Gruppen hinzuweisen, die auf 
Grund ihrer Aufgabe oder ihrer Entstehung gerneinsame 
Merkmale zeigen. 

Da sind einmal die Beiräte, die auf gesetzlicher Grundlage 
beruhen. Sie sind für soldle Bereiche geschaffen, für die ein 
ständiger Ratschlag von Fachleuten nötig ist. Oft sind in diesen 
Fällen die Gutachten und Äußerungen der Beratungsorgane 
Grundlage für gesetzgeberische Vorhaben. Beispiele für solche 


